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„Keine Ausgangssperre für Geimpfte“
Jurist erwartet von Politik schnellere Rückgabe von Freiheiten – auch für Menschen, die von Corona genesen sind

OPPENHEIM/OSNABRÜCK.
Deutschland tut sich nach wie
vor schwer damit, gegen das
Coronavirus geimpften Men-
schen ihre Freiheit zurückzuge-
ben. Zu schwer, findet Lars
Leuschner, Professor für Bür-
gerliches Recht an der Univer-
sität Osnabrück. Mit Blick auf
das derzeit diskutierte neue
Bundesinfektionsschutzgesetz
fordert der im rheinhessischen
Oppenheim lebende Jurist kla-
re Kante für mehr Freiheit.
„Eine Ausgangsbeschränkung,
die auch für Geimpfte gilt, ist
meines Erachtens verfassungs-
rechtlich nicht zu rechtferti-
gen“, sagt Leuschner im Ge-
spräch mit dieser Zeitung.

Auch Erleichterungen
im privaten Bereich?

Erleichterungen für Geimpfte
seien auch bei Regelungen für
private Treffen geboten, findet
der Jurist, weil sonst das maß-
gebliche „Regel-Ausnahme-Ver-
hältnis“ auf den Kopf gestellt
werde: „Jede Einschränkung in-
dividueller Freiheiten, die nicht
oder nicht mehr durch den
Schutz von Leben und Gesund-
heit anderer gerechtfertigt ist,
ist grundsätzlich aufzuheben.“
Mittlerweile sei ein so großer
Teil der Bevölkerung gegen Co-

vid-19 geimpft, dass „der Punkt
erreicht ist“, an dem man die-
ser Gruppe auch wieder Besu-
che in Restaurants oder Fitness-
studios ermöglichen müsste.
Denn deren Inhaber und Betrei-
ber seien durch die Pandemie-
beschränkungen mittelbar ge-
nauso betroffen.
Leuschner geht sogar noch

einen Schritt weiter: Auch allen
Menschen, die eine Corona-Er-
krankung überstanden haben
und als genesen gelten – in
Deutschland sind das laut Ro-
bert-Koch-Institut (RKI) aktuell
schon über 2,8 Millionen –
müssten „dieselben Freiheiten

gewährt werden, unter der Prä-
misse, dass sie genauso wenig
eine Gefahr für ihre Mitmen-
schen darstellen wie Geimpfte“.
Nachweisen ließe sich das
problemlos über ein digitales
Zertifikat, das ähnlich wie der
Impfausweis funktioniert. An
so einem Zertifikat wird bereits
auf Ebene der EU gearbeitet.
Die Rückgabe von Freiheits-

rechten an Geimpfte wird
schon länger öffentlich disku-
tiert, in der konkreten Umset-
zung geht es auf Länderebene
allerdings offensichtlich nur
schleppend voran. Rheinland-
Pfalz zum Beispiel räumt in sei-

ner aktuell geltenden Corona-
Verordnung keine derartigen
Privilegien ein. Nur in einem
Punkt ist man generös: Ein
Impfnachweis ist gültig als
„gleichwertige Alternative“
zum negativen Testnachweis
für Geimpfte, die Außengastro-
nomie besuchen oder körperna-
he Dienstleistungen ohne Mas-
ken in Anspruch nehmen wol-
len. Freiheit ist das noch nicht.
Im hessischen Gesundheitsmi-
nisterium verweist man kurz
und knapp darauf, dass das RKI
demnächst Bund und Ländern
eine Einschätzung geben wird,
ob und wenn ja wie infektiös
Geimpfte noch sind. Im Klar-
text: So lange es dazu keine me-
dizinische Expertise gibt, pas-
siert erst einmal gar nichts.
Bei Privilegien für Genesene

reagieren die beiden Landesso-
zialministerien noch zurück-
haltender. Zwar gehen Medizi-
ner beim RKI und in anderen
Fachgremien davon aus, dass
eine überstandene Corona-Er-
krankung zumindest für ein
halbes Jahr einen ausreichen-
den Schutz bietet. Gleichwohl
sehen die Länder derzeit noch
keine Veranlassung, hier das
Tor zur neuen (alten) Freiheit
zu öffnen. Fast unisono schie-
ben Rheinland-Pfalz und Hes-
sen die Verantwortung dafür
nach Berlin: „Ein bundesein-
heitliches Vorgehen ist erforder-

lich.“ Diesen Hinweis auf bun-
desweit konforme Regelungen
findet Jurist Leuschner indes
„verfassungsrechtlich proble-
matisch“. Selbst wenn man
dem Gesetzgeber eine gewisse
Frist bei der Umsetzung zuge-
stehe, dürfe diese angesichts
der Schwere der Eingriffe in
Grundrechte „nicht länger sein
als unbedingt erforderlich“. Et-
was überspitzt formuliert er:
„Das Ganze erinnert an einen
Inhaftierten, der seine Haftstra-
fe abgesessen hat, aber noch
nicht entlassen wird, weil die
Kleiderkammer urlaubsbedingt
geschlossen, die Stelle des Ge-
fängnisarztes nicht besetzt und
der Bewährungshelfer nicht er-
reichbar ist.“ Fazit: Das geht gar
nicht.

Von Ulrich Gerecke
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Die Glocke
Das Blatt aus Oelde schreibt zum Recht auf schnelles Internet:

Schnelles Internet für alle Bürger und Betriebe, hochver-
fügbar und kostengünstig, dieses Ziel muss Deutschland
eiligst erreichen.Wann, wenn nicht jetzt, woMillionen Be-
schäftigte im Homeoffice auf den flüssigen Austausch von
Dateien und Dokumenten angewiesen sind? Wo hundert-
tausende Schüler im Distanzunterricht ohne ruckelfreie
Videokonferenzen und zügige Downloads vom Lernser-
ver noch mehr Schulstoff versäumen würden, als es we-
gen Corona ohnehin der Fall ist? Das Recht auf eine leis-
tungsfähige Leitung ist überfällig – nun gilt es, die gute
Absicht in ein gutes Gesetz zu gießen. Und denjenigen Fir-
men, die mit Telekommunikation satte Gewinn einfahren,
ein Mindesttempo ins Pflichtenheft zu schreiben, das den
Namen Hochgeschwindigkeitsinternet wirklich verdient.

Signalwirkung? Karikatur:Luff

Jede Einschränkung
individueller Freiheiten,
die nicht oder nicht
mehr durch den Schutz
von Leben und
Gesundheit anderer
gerechtfertigt ist, ist
grundsätzlich
aufzuheben.

Lars Leuschner,
Professor für Bürgerliches Recht
an der Uni Osnabrück

Ausgangsbeschränkung, Tests und Ausnahmen
Was in der bundesweiten Corona-Notbremse steht – ein Überblick / Regelungen gelten zunächst bis zum 30. Juni

BERLIN (dpa). Der Bundestag
hat die sogenannte Corona-Not-
bremse beschlossen. Wenn die
Sieben-Tage-Inzidenz an drei
aufeinander folgenden Tagen
die Schwelle von 100 über-
schreitet, sollen dort ab dem
übernächsten Tag schärfere
Maßnahmen gelten. Diese sol-
len so lange in Kraft bleiben, bis
die Sieben-Tage-Inzidenz an
fünf aufeinander folgenden Ta-
gen die Schwelle von 100 unter-
schreitet. Alle Regelungen sind
befristet bis zum 30. Juni.
Private Kontakte: Wird die Not-

bremse gezogen, darf sich
höchstens ein Haushalt mit
einer weiteren Person treffen.
Kinder bis 14 Jahre zählen nicht
mit. Für Zusammenkünfte von
Ehe- und Lebenspartnern oder
zur Wahrnehmung des Sorge-
und Umgangsrechts gilt die
Kontaktbeschränkung nicht. Bei
Trauerfeiern nach Todesfällen
dürfen bis zu 30 Personen zu-
sammenkommen.

Ausgangsbeschränkungen: Die
geplanten Ausgangsbeschrän-
kungen sollen ab 22 Uhr gelten.
Bis 5 Uhr darf man die eigene
Wohnung oder das eigene
Grundstück nicht mehr verlas-
sen. Ausnahmen sind gesund-
heitliche Notfälle und die Be-
treuung etwa von Kindern oder
Angehörigen. Bewegung an fri-
scher Luft soll bis Mitternacht
erlaubt bleiben, allerdings nur
alleine. Der Weg von und zur
Arbeit ist in der Zeit der Aus-
gangsbeschränkung erlaubt.
Freizeiteinrichtungen und Läden:

Einrichtungen wie Schwimm-
bäder, Saunen, Diskotheken,
Bordelle, Wellnesszentren, Sola-
rien, Fitnessstudios, Ausflugs-
schiffe oder Indoorspielplätze
müssen schließen. Läden dür-
fen Kunden nur noch empfan-
gen, wenn diese einen negati-
ven Corona-Test vorlegen und
einen Termin gebucht haben.
Ab einer Inzidenz von 150 soll
nur noch das Abholen bestellter

Waren möglich sein (Click &
Collect). Ausgenommen von
Schließungen bleiben weiterhin
der Lebensmittelhandel, Geträn-
kemärkte, Reformhäuser, Baby-
fachmärkte, Apotheken, Sani-
tätshäuser, Drogerien, Optiker,
Hörakustiker, Tankstellen, Zei-
tungsverkäufer, Buchhandlun-
gen, Blumenläden, Tierbedarfs-
und Futtermittelmärkte, Garten-
märkte und der Großhandel.
Kultur und Zoos: Theater,

Opern, Konzerthäuser, Bühnen,
Musikclubs, Kinos, Museen,
Ausstellungen und Gedenkstät-
ten müssen schließen. Die
Außenbereiche von Zoos sollen
für Besucher mit aktuellem Ne-
gativ-Test offenbleiben.
Sport: Nur kontaktloser Indivi-

dualsport bleibt erlaubt, den
man allein, zu zweit oder mit
Angehörigen des eigenen Haus-
stands ausüben kann. Für Kin-
der im Alter bis 14 Jahren soll
Sport in Gruppen weiter mög-
lich sein.

Gastronomie: Der Betrieb von
Gastronomiebetrieben und Kan-
tinen wird untersagt. Die Abho-
lung von Speisen und Geträn-
ken zum Mitnehmen bleibt er-
laubt, ebenso die Auslieferung.
Körpernahe Dienstleistungen:

Dienstleistungen mit körperli-
cher Nähe zum Kunden sind
untersagt. Ausgenommen sind
Dienstleistungen, „die medizini-
schen, therapeutischen, pflege-
rischen oder seelsorgerischen
Zwecken dienen sowie Friseur-
betriebe und die Fußpflege“. Da-
bei müssen FFP2-Masken getra-
gen werden. Wer zum Friseur
oder der Fußpflege will, muss
ein höchstens 24 Stunden altes
negatives Testergebnis vorwei-
sen.
Schulen: Schüler sowie Lehrer

müssen im Präsenzunterricht
zweimal pro Woche getestet
werden. Darüber hinaus gilt
hier eine eigene Notbremse:
Überschreitet die Sieben-Tage-
Inzidenz an drei aufeinanderfol-

genden Tagen den Schwellen-
wert von 100, so wird Wechsel-
unterricht ab dem übernächsten
Tag Pflicht. Ab 165 wird ab dem
übernächsten Tag der Präsenz-
unterricht verboten. Ausnah-
men für Abschlussklassen und
Förderschulen sind möglich.
Diese Bremse gilt auch für Kitas,
die Länder können aber Notbe-
treuung ermöglichen. Die
Schulbremse tritt außer Kraft,
wenn die Sieben-Tage-Inzidenz
an fünf aufeinander folgenden
Tagen den Schwellenwert von
165 wieder unterschreitet.
Arbeitsplatz: Unternehmen

müssen zwei Corona-Tests pro
Woche bereitstellen. Falls mög-
lich, muss der Arbeitgeber sei-
nen Angestellten Homeoffice er-
möglichen.
Nah- und Fernverkehr/Tourismus:

Für Passagiere in Bus, Bahn und
Taxi sind Masken mit FFP2-
Niveau Pflicht. Die Vermietung
touristischer Übernachtungs-
möglichkeiten ist untersagt.

Menschenleere Innenstadt: Ausgangssperren gelten als Mittel im
Kampf gegen die Pandemie. Geimpfte sollen jedoch rasch ihre
Freiheiten zurückerhalten, fordern Juristen. Foto: dpa

Es ist ein Sieg der Gerechtigkeit. Zwölf Geschwore-
ne in Minneapolis haben ein Urteil gefällt, wie
man es mit gesundem Menschenverstand anders

kaum fällen konnte. Sie haben Derek Chauvin, den
Polizisten, der sein Knie so lange in den Nacken
George Floyds drückte, bis der in Handschellen am Bo-
den liegende Afroamerikaner an Sauerstoffmangel

starb, in allen drei Anklage-
punkten für schuldig befunden.
Zu eindeutig waren die Auf-
nahmen einer Handykamera,
die das Verbrechen dokumen-

tierten, als dass sich der Beamte auf Notwehr oder
sonstige mildernde Umstände hätte berufen können.
Die Argumente der Verteidigung haben nicht über-
zeugt, weil die Beweislast erdrückend war. Und doch:
Nicht wenige Amerikaner, vor allem Menschen mit
dunkler Haut, hatten bis zum Schluss sogar einen Frei-
spruch für möglich gehalten. Zu bitter, zu frisch sind
die Erfahrungen, die Opfer exzessiver Gewalt machen
mussten, wenn die Hüter von Recht und Ordnung, was
selten genug passierte, vor Gericht standen. Zu lang ist
die Serie skandalöser Fehlurteile, zu groß der Schatten
jahrhundertelanger Diskriminierung. Amerika hat es
gebraucht, dieses Urteil. Doch es kann nur ein Anfang
sein. Ein erster Schritt auf dem langen Weg hin zu ech-
ten Reformen, zu nachhaltigen Verhaltensänderungen.
Dass weiße Polizisten überdurchschnittlich viele
Schwarze unter häufig dubiosen Umständen töten, ist
seit Langem erwiesen. Nur wenn sich daran etwas än-
dert, hat das Wort von der Wende seine Berechtigung.

Ein Sieg der
Gerechtigkeit –
auch eine Wende?

Frank Herrmann
zum Urteil im Floyd-Prozess

politik@vrm.de

Ein Anfang

Vor Ostern war es noch ein Rekord, wenn an
einem einzigen Tag mal mehr als 300000 Impf-
dosen verabreicht wurden. Jetzt haben die

Hausärzte trotz Impfstoffmangel für einen regelrech-
ten Impfschub gesorgt. Aktuell werden unter der Wo-
che täglich bundesweit deutlich mehr als eine halbe
Million Menschen gegen Corona geimpft – trotz aller

bürokratischer Hürden und lo-
gistischer Probleme. Natürlich
wäre es schön gewesen, wenn
man sich auch manches davon
noch hätte ersparen können.

Frühzeitige und verlässliche Angaben über die Menge
der Impfstofflieferungen könnten die Terminvergabe
deutlich erleichtern. Auch die vielen Beratungsgesprä-
che und Diskussionen um den Astrazeneca-Impfstoff
mögen ärgerlich sein. Das ist aber leider nicht zu än-
dern, denn es besteht durchaus Beratungsbedarf. Vie-
le wollen den Mercedes unter den Impfstoffen, also
Biontech oder Moderna. Die Ärzte müssen ihren Pa-
tienten nun vermitteln, dass nicht jeder Anspruch da-
rauf hat. Und sie müssen die Vorteile des verschmäh-
ten Impfstoffs immer wieder aufzeigen. Das kostet
Zeit bei der Beratung und geht zulasten des Praxisbe-
triebs. Leider gibt es für unter 60-Jährige aber aktuell
keine Alternative beim Impfstoff. Da bleibt den Ärz-
ten nichts anderes übrig, als auf die Solidarität unter
den Patienten zu setzen. Die Praxen müssen dringend
mit mehr Impfdosen beliefert werden – und zwar von
allen Anbietern. Und wenn dann auch noch die Be-
triebsärzte loslegen dürfen, kann man darauf hoffen,
dass bis zum Sommer doch noch der größte Teil der
Bevölkerung geimpft sein wird.

Viele wollen den
Mercedes unter
den Impfstoffen

KOMMENTARE

Ute Strunk zum
Impfen durch Hausärzte

ute.strunk@vrm.de

Impfschub


